— 165 — 


Geſetz Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 13. 


(Nr. 3243.) Jagopolizei-Geſetz. Vom 7. März 1850. Fee FF 


eie 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 1 
Preußen 2C. ꝛc. ZEE 

verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: IB? 
$. de CRA t 


Die Ausübung des einem jeden Grundbefiger auf feinem Grund und“ 


Boden zuftehenden Jagdrechts wird nachftehenden Beſtimmungen unterworfen. 22. 


H. y 
Zur eigenen Ausuͤbung des Jagdrechts auf feinem Grund und Boden 
iſt der Beſitzer nur befugt: 


a) auf ſolchen Beſitzungen, welche in einem oder mehreren an einander gren- 
zenden Gemeindebezirken einen land- oder forſtwirthſchaftlich benutzten 
Flaͤchenraum von wenigſtens dreihundert Morgen einnehmen und in 
ihrem Zuſammenhange durch kein fremdes Grundſtuͤck unterbrochen ſind; 
die Trennung, welche Wege ober Gewaͤſſer bilden, wird als eine Unter- 
brechung des Zuſammenhanges nicht angeſehen; 

b) auf allen dauernd und vollſtaͤndig eingefriedeten Grundſtuͤcken. 

Darüber, was für dauernd und vollftándig eingefriedet zu erach- 
ten, entſcheidet der Landrath; 

c) auf Seen, auf zur Fiſcherei eingerichteten Teichen und auf ſolchen In— 
ſeln, welche Ein Beſitzthum bilden. 

$. 3. 
Wenn bie im §. 2. bezeichneten unde mehr alg 
emeinſchaftlich ehoͤren, ſo iſt die eigene Ausuͤbung des Jagdrechts auf dieſen 
Grundin en nicht ſaͤmmtlichen Mitbef ern aeftattet 
Diefelben muͤſſen vielmehr die Ausübung des Jagdrechts Einem bis 
hoͤchſtens Dreien unter ihnen übertragen. Doch ſteht ihnen auch frei, das 
Jahrgang 1850. (Nr. 3243.) 24 Jagd⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Maͤrz 1850. 
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Jagdrecht ruhen oder durch einen angeſtellten Jaͤger ausuͤben zu laſſen oder zu 
verpachten. 

Gemeinden oder Korporationen duͤrfen das Jagdrecht auf ſolchen ihnen 
gehörenden Grundſtuͤcken (F. 2.) nur durch Verpachtung oder durch einen an- 
geſtellten Jaͤger ausuͤben. 


H. 4. 
Alle uͤbrigen Grundſtuͤcke eines Gemeindebezirks, welche nicht zu den im 
H. 2. gedachten gehoͤren, bilden der Regel nach einen gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirk. Es iſt aber den Gemeindebehoͤrden geftattet, nach freier Uebereinkunft 
mehrere ganze Gemeindebezirke oder einzelne Theile eines Gemeindebezirks mit 
einem anderen Gemeindebezirke zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke zu ver- 
einigen. Auch ſoll die Gemeindebehoͤrde befugt ſein, mit Genehmigung der 


Jagdbezirke zu bilden, deren jedoch keiner eine geringere Flaͤche als dreihundert 
| Morgen umfaſſen darf. 

| Are, ee Den Beſitzern der im H. 2, bezeichneten Grundſtuͤcke iſt es geſtattet, ſich 
eu mit dieſen Grundſtuͤcken dem Jagdbezirke ihrer Gemeinden anzuſchließen. 
een, سد‎ Die Beſchluͤſſe über alle dergleichen Abaͤnderungen der gewoͤhnlichen 
e ar Er Jagbbezirke dürfen fid) auf keinen kuͤrzeren Zeitraum als auf drei Jahre und 
مس عسيهر‎ auf keinen längeren Zeitraum als auf zwölf Jahre erſtrecken. 


| 5 ^. a1 ie. n 
|| ر ,— رى‎ 5 


deo ey tem $i BAD 2 2 ES Y A ; > ; Ss 

Es Die Beſitzer ifolirt belegener Höfe find berechtigt, fid) mit denjenigen 
BE _ Grundſtuͤcken, welche zuſammenhaͤngend den Hof ganz oder theilweiſe umgeben, 
Ev Ea veg alſo nicht mit fremden Grundſtuͤcken im Gemenge liegen, von dem gemeinſchaft⸗ 


EST v lichen Jagdbezirke auszuſchließen, wenngleich die Grundſtücke nicht zu den im 
e gedachten gehoͤren. ; 


i $. 6. 

Auf den nach $. 5. aus dem gemeinfchaftlichen Jagdbezirke ausgeſchie⸗ 
denen Grundſtuͤcken muͤſſen die Grundbeſitzer, ſo lange die Ausſchließung dauert, 
die Ausuͤbung des Jagdrechts gaͤnzlich ruhen laſſen. 


: Auch muͤſſen die Grenzen folder Grundſtuͤcke ſtets erkennbar bezeichnet 
werden. 


Ga 

er Arne Grundfihde, welche von einem über dreitauſend Morgen im Zuſammen⸗ 
eben SP bange großen Walde, der eine einzige Beſitzung bildet, ganz oder größtentheils 
Sis, mtem Sf leeren, eingefchloffen find, werden, auch wenn fie nicht unter die Beſtimmungen des 
Are Le S. 2. fallen, dem gemeinfchaftlichen Jagdbezirke der Gemeinde nicht zugeſchla⸗ 
ee nsu gen. Die Beſitzer folder Grundſtucke find verpflichtet, die Ausuͤbung der Jagd 
e An auf denſelben dem Eigenthümer des ſie umſchließenden Waldes guf deſſen 
e., Be .ره‎ of Berlan en gegen eine nach dem Jagdertrage zu bemeſſende Entſchaͤdigung zeit⸗ 
200 jus gel, poͤchtweiſe zu übertragen, ober die Jagdalsabung gänzlich ruhen zu el 
E > ie 
Lese دنا قوز‎ 205 P. 


Ex SRL SEA, TAIHA Keen, AALS 5 aoe 8 


Aufſichtsbehoͤrde aus dem Bezirke Einer Gemeinde mehrere für fid) beftehende . 
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Die Feſtſetzung der Entſchaͤdigung erfolgt im Mangel einer Einigung 
durch den Landrath, vorbehaltlich der beiden Theilen zuſtehenden Berufung auf 
richterliche Entſcheidung. 

Macht der Waldeigenthuͤmer von ſeiner Befugniß, die Jagd auf der 
Enklave zu erpachten, beim Anerbieten des Beſitzers, nicht Gebrauch, ſo ſteht 
dem letzteren die Ausuͤbung der Jagd auf dem enklavirten Grundſtuͤcke zu. 

Stoßen mehrere derartige Grundſtuͤcke an einander, ſo daß ſie eine unun⸗ 
terbrochene zuſammenhaͤngende Flaͤche von mindeſtens dreihundert Morgen 
umfaſſen, fo bilden dieſelben einen für fich beſtehenden gemeinſchaftlichen Jagd⸗ 
bezirk, fuͤr welchen die naͤmlichen Vorſchriften gelten, wie fuͤr die gewoͤhnlichen 
Jagdbezirke. 


§. 8, 

Die im H. 5. des Geſetzes vom 31. Oktober 1848. (Geſetz-Sammlung 
fuͤr 1848. Seite 344.) enthaltenen Vorſchriften uͤber die Ausuͤbung der Jagd 
in den Feſtungswerken, in deren Umkreiſe, ſowie in dem der Pulvermagazine 
und aͤhnlicher Anſtalten, bleiben unveraͤndert in Kraft. ; 


: §. 9. 
Die Befiger der, einen Jagdbezirk bildenden Grundſtuͤcke werden in allen 
Jagd-⸗ Angelegenheiten durch die Gemeindebehoͤrde vertreten. Werden Grund- 
ſtuͤcke aus verſchiedenen Gemeindebezirken zu Einem Jagdbezirke vereinigt, fo 
beſtimmt die Aufſichtsbehoͤrde diejenige Gemeindebehoͤrde, welche die Vertretung 
zu uͤbernehmen hat. 


$. 10. 


Nach Maaßgabe der Beſchluͤſſe der Gemeindebehoͤrde kann auf dem 
gemeinfchaftlihen Jagdbezirke entweder: 
a) die Ausuͤbung der Jagd gaͤnzlich ruhen, oder 
b) die Jagd fuͤr Rechnung der betheiligten Grundbeſitzer durch einen ange⸗ 
ſtellten Jaͤger beſchoſſen werden, oder ; 
C) dieſelbe, fei es öffentlich im Wege des Meiſtgebots, oder aus freier 
Hand, verpachtet werden. 
Die Pachtvertraͤge duͤrfen ſich auf keinen kuͤrzeren Zeitraum als auf 
drei Jahre und auf keinen laͤngeren Zeitraum als auf zwoͤlf Jahre erſtrecken. 


$. 11. 


Die Pachtgelder und Einnahmen von der durch einen angeſtellten Jaͤger 
beſchoſſenen Jagd werden in die Gemeindekaſſe gezahlt, und, nach Abzug der 
etwa entſtehenden Verwaltungskoſten, durch die Gemeindebehoͤrde unter die 
Beſitzer derjenigen Grundſtuͤcke, auf welchen die gemeinſchaftliche Ausuͤbung 
des Jagdrechts ſtatt findet, nach dem Verhaͤltniſſe des Flaͤcheninhalts dieſer 
Grundſtuͤcke vertheilt. 


$. 12. 
Die Verpachtung der Jagd, ſowohl auf den im H. 2. erwaͤhnten Grund⸗ 
(Nr. 3243.) 94* ſtuͤcken 
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ſtuͤcken, als auf gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, darf bei Strafe ber Nichtig- 


keit des Vertrages niemals an mehr als höchftend drei Perſonen gemeinfchaft: 


lich erfolgen. 


Auslaͤnder duͤrfen nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehoͤrde als Jagd- 


pächter angenommen werden, 


Afterverpachtungen find ohne Einwilligung des Verpaͤchters nicht ge⸗ 


ſtattet. 
Sedo, : : 
Sowohl den Paͤchtern gemeinſchaftlicher Jagdbezirke, als auch den Be- 


ſitzern der im H. 2. bezeichneten Grundſtuͤcke, ift die Anſtellung von Jaͤgern für 


ihre Reviere geſtattet. 
$. 14. 


Ein Jeder, welcher die Jagd ausuͤben will, muß ſich einen, fuͤr den 
ganzen Staat guͤltigen, zu ſeiner Legitimation dienenden, auf ein Jahr und 
auf die Perſon lautenden Jagdſchein von dem Landrathe des Kreiſes ſeines 
Wohnſitzes ertheilen laffen, und felbigen bei ber Ausuͤbung der Jagd ſtets mit 
ſich fuͤhren. ١ 

Auch Ausländern kann ein folcher Jagdſchein, jedoch nur gegen die 
Buͤrgſchaft eines Inlaͤnders, von dem Landrathe des Wohnortes des Bürgen 
ertheilt werden. Der Buͤrge haftet in Folge ſeines Antrages fuͤr Staten, 
welche auf Grund der $$. 16., 17. und 19. gegen den Ausländer verhängt 
werden, ſowie für die Unterſuchungskoſten. 

Fuͤr einen jeden Jagdſchein wird auf das Jahr eine Abgabe von Einem 
Thaler zur Kreis-Kommunalkaſſe des Wohnorts des Extrahenten entrichtet. 
e Betraͤge werden nach den Beſchluͤſſen der Kreisvertretung ver— 
wendet. 

Die Ausfertigung der Jagdſcheine erfolgt koſten- und ftempelfrei. 

Die im Königlichen oder Kommunaldienſte angeſtellten Forſt- und Jagd⸗ 
beamten, ſowie die lebenslaͤnglich angeſtellten Privat-Forſt⸗ und Jagdbedienten 
erhalten den Jagdſchein unentgeltlich, ſoweit es ſich um die Ausuͤbung der 
Jagd in ihren Schutzbezirken handelt. In Jagdſcheinen, welche unentgeltlich 
oe find, muß dies und für welchen Schutzbezirk fie gelten, angegeben 
werden. 


$. 1 5, 


Die Ertheilung des Jagdſcheins muß folgenden Perſonen verfagt werden: 
a) ſolchen, von denen eine unvorſichtige Fuͤhrung des Schießgewehrs oder 
eine Gefaͤhrdung der oͤffentlichen Sicherheit zu beſorgen iſt; 
b) denen, welche durch ein Urtheil des Rechts, Waffen zu führen, verluſtig 
erklärt find, ſowie denen, welche unter Polizei-Aufſicht ſtehen oder wel- 
chen die National-Kokarde aberkannt iſt. : 


Außerdem kann denjenigen, welche wegen eines Forſt- ober Jagdfrevels 
oder wegen Mißbrauchs des Feuergewehrs beſtraft ſind, der Jagdſchein, jedoch 
nur innerhalb fuͤnf Jahre nach verbuͤßter Strafe, verſagt werden. 


— —— 
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$. 16. p f az. 24 AA Ze am ew ZA ban cela. Se 


| 

| 

Die Nichtbeachtung der vorftehenden Vorſchriften tiber Loͤſung von zzz Za 
Jagdſcheinen wird beſtraft wie folgt: QP ng ei | 


Wer, ohne einen Jagdſchein gelöft zu haben, die Jagd ausuͤbt e j 
wird für eine jede Uebertretung mit einer Geldſtrafe von fünf bis zwan - r m 
zig Thalern belegt. 27 , fe Joh 

Wer feinen Jagdſchein bei Ausuͤbung der Jagd nicht bei fich fuhrt, , cs 
ben trifft eine Geldſtrafe bis zu fünf Thalern. 5555 

Wer es verſucht, fich durch einen nicht auf feinen Namen ausge 
ſtellten, fremden Jagdſchein zu legitimiren, um ſich dadurch der verwirk⸗ عه‎ CN 
ten Strafe zu entziehen, ber wird mit einer Strafe von fünf bis funfalg ZAR 2. | 
Thalern belegt. Sato | 


S p i 
Wer zwar mit einem Jagdſcheine verfehen, aber ohne Begleitung des E 
Jagdberechtigten, oder ohne deffen ſchriftlich ertheilte Erlaubniß bei fich zu fuͤh⸗ m 
ren, die Jagd auf fremdem Jagdbezirke ausuͤbt, wird mit einer Strafe von hi = 


zwei bis fünf Thalern belegt. 

Wer die Jagd auf ſeinem Grundſtuͤcke gaͤnzlich ruhen zu laſſen vers 
pflichtet iſt, dieſelbe dennoch aber darauf ausuͤbt, hat eine Geldſtrafe von zehrt; 
bis jangig Thalern und bie Sonfisfation der dabei gebrauchten Jagdgeraͤthe 
verwirkt. 

Wer auf feinem eigenen Grundſtuͤcke, auf dem die Jagd an einen Drit- 
ten verpachtet ift, ober auf dem ein Jager für gemeinſchaftliche Rechnung der 
bei einem Jagdbezirke betheiligten Grundbeſitzer die Jagd zu beſchießen hat, 
ohne Einwilligung des Jagdpächters oder ber Gemeindebehoͤrde jagt, ebenſo 
derjenige, welcher auf fremden Grundſtuͤcken, ohne eine Berechtigung dazu zu = 
haben, die Jagd ausübt, wird wegen Wilddiebſtahls ober Jagdkontravention ee 
nach den allgemeinen Geſetzen beftraft. ee) 


H. 18. S EEE TEE , Af u >: 
Die Beſtimmung der Hege- und Schonzeit erfolgt nach den zur Zeit de; 
Verkündung des Geſetzes vom 31. Oktober 1848. geltend geweſenen Geſetzen 14 A, 
Die Verordnung vom 9. Dezember 1842. $$. 1. und 2. (Geſetz⸗Samm⸗ bya OE 
lung 1843. S. 2.) und das Publifandum vom 7. März 1843. (Geſetz⸗ Ad 
Sammlung 1843. ©. 92.) treten wieder in Kraft. Sonſtige Uebertretungen e, “Tr gats 
der Vorſchriften uͤber Hege- und Schonzeit werden mit einer, nach richterlichem o. „ PM 
Ermeſſen zu beſtimmenden Geldbuße bis zu funfzig Thalern geahndet. D EI A 
1 pe , 2 Be 


$. 19. 25 


Wer jur Begehung einer Jagdpolizei⸗Uebertretung ſich feiner Angehöri⸗ EFT 4 
gen, Dienfiboten, Lehrlinge oder Tagelöhner als Theilnehmer ober Gehuͤlfen کے‎ i 
(Nr. 3243.) . be⸗ 9 
7 2 Cera Lye 2 a= oem TL x 3 : 3 
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bedient, haftet, wenn diefe nicht zahlungsfaͤhig find, neben der von ihm ſelbſt 
verwirkten Strafe, fuͤr die von denſelben zu erlegenden Geldſtrafen und den 
Schadenerſatz. 


$. 20. 
Wegen einer Jagdpolizei⸗Uebertretung foll eine Unterſuchung nicht weiter 
eingeleitet werden, wenn feit dem Tage der begangenen That bis zum Ein⸗ 


gange der Anzeige an die Staatsanwaltſchaft oder den Richter drei Monate 
verſtrichen ſind. 


H. A. 


Durch Klappern, aufgeſtellte Schreckbilder, ſowie durch Zaͤune, kann ein 
Jeder das Wild von ſeinen Beſitzungen abhalten, auch wenn er auf dieſen zur 
Ausuͤbung des Jagdrechts nicht befugt iſt. Zur Abwehr des Roth-, Damm- 
und Schwarzwildes kann er ſich auch kleiner oder gemeiner Haushunde bedienen. 


$. 22. 
Auf gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, auf welchen Wildſchaͤden vorkom⸗ 


men, darf die Gemeindebehoͤrde, wenn auch nur ein einzelner Grundbeſitzer Wi⸗ 
derſpruch dagegen erhebt, die Ausuͤbung der Jagd nicht ruhen laſſen. 


$. 23. 


Wenn die in der Nähe von Forſten belegenen Grundſtuͤcke, welche Theile 
eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes bilden, oder ſolche Waldenklaven, auf 

welchen die Jagdausuͤbung dem Eigenthuͤmer des ſie umſchließenden Waldes 
uͤberlaſſen ift (S. 7.), erheblichen Wildſchaͤden durch das aus der Forſt uͤber⸗ 
tretende Wild ausgeſetzt ſind, ſo iſt der Landrath befugt, auf Antrag der be⸗ 
ſchaͤdigten Grundbeſitzer, nach vorhergegangener Pruͤfung des Beduͤrfniſſes und 
für die Dauer deſſelben, den Jagdpaͤchter ſelbſt während. der Schonzeit zum 
Abſchuſſe des Wildes aufzufordern. Schuͤtzt der Jagdpaͤchter, dieſer Auffor⸗ 
derung ungeachtet, die beſchaͤdigten Grundſtuͤcke nicht genügend, fo kann der 
Landrath den Grundbeſitzern ſelbſt die Genehmigung ertheilen, das auf dieſe 
Grundſtuͤcke übertrefenbe Wild auf jede erlaubte eife zu fangen, namentlich 
auch mit Anwendung des Schießgewehrs zu tódten. 

Das Naͤmliche gilt ruͤckſichtlich der Beſitzer ſolcher Grundſtuͤcke, auf 
welchen ſich die Kaninchen bis zu einer, der Geld- und Gartenkultur ſchaͤdlichen 
Menge vermehren, in Betreff dieſer Thiergattung. Wird gegen die Verfuͤgung 
des Landraths bei der vorgeſetzten Verwaltungs⸗Behoͤrde der Rekurs ein elegt, 
ſo bleibt erſtere bis zur eingehenden hoͤheren Entſcheidung interimiſtiſch guͤltig. 

Das von den Grundbeſitzern in Folge einer ſolchen Genehmigung des 
Landraths erlegte oder gefangene Wild muß aber gegen Bezahlung des in der 
Gegend uͤblichen Schußgeldes dem Jagdpächter uͤberlaſſen und die desfallſige 
Anzeige binnen vier und zwanzig Stunden erſtattet werden. 


$, 24, 
Auch ber Defiger einer ſolchen Waldenklave, auf welcher bie Jagd = 
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H. 7. gar nicht ausgeuͤbt werden darf, iſt, wenn das Grundſtuͤck erheblichen 
Wildſchaͤden ausgeſetzt iſt und der Beſitzer des umgebenden Wald⸗Jagdreviers 
der Aufforderung des Landraths, das vorhandene Wild ſelbſt wahrend der 
Schonzeit abzuſchießen, nicht genuͤgend nachkommt, zu fordern berechtigt, daß 
ihm der Landrath nach vorhergegangener Prüfung des Beduͤrfniſſes und auf 
die Dauer deſſelben die Genehmigung ertheile, das auf die Enklave uͤbertretende 
Wild auf jede erlaubte Weiſe zu fangen, namentlich auch mit Anwendung des 
Schießgewehrs zu toͤdten. 

In dieſem Falle verbleibt das gefangene oder erlegte Wild Eigenthum 
des Enklavenbeſitzers. 

In den in ben $$. 23. und 24. gedachten Fällen vertritt die von dem 
Landrathe zu ertheilende Legitimation die Stelle des Jagdſcheins. : 


H. 25; 


Ein geſetzlicher Anſpruch auf Erſatz des durch das Wild verurfachten 
Schadens findet nicht ſtatt. 

Den Jagdoerpaͤchtern bleibt dagegen unbenommen, hinſichtlich des Wild— 
ſchadens in den Jagdpacht-Kontrakten vorſorgliche Beſtimmung zu treffen. 


H. 20. 
Wenn die jetzt beſtehenden Jagdpacht⸗Kontrakte der Bildung der in den 
Hö. 4. und 7. vorgeſchriebenen gemeinſchaftlichen Jagdbezirke hinderlich find, fo 
treten dieſelben mit dem 1. Juli 1851. von ſelbſt außer Kraft. 


SN 227, 

In denjenigen Staͤdten, welche zu keinem landraͤthlichen Kreiſe gehören, 
werden die in dieſem Geſetze den Landraͤthen uͤbertragenen Befugniſſe von den 
Ortspolizei⸗Behoͤrden ausgeuͤbt, und in Stelle der Kreis-Kommunalkaſſe tritt 
die ſtaͤdtiſche Kaſſe. 

H. 28. 

Wer die Jagd innerhalb des abgeſteckten Feſtungs-Rayons von 1300 
Schritten ausuͤben will, muß vorher ſeinen Jagdſchein von dem Feſtungs— 
Kommandanten beſonders vifiren laſſen. 

Die Uebertretung dieſer Vorſchrift wird mit einer Strafe von zwei bis 
fuͤnf Thalern geahndet. 


H. 29. 

An die Stelle der in den $$. 16,, 17., 18. und 28. angedrohten Geld- 
ſtrafen tritt fuͤr den Fall, daß der Uebertreter zu deren Bezahlung unvermoͤgend 
iſt, eine verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe. 

H. 30. 


Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Vorſchriften werden hiermit auf— 
gehoben. . 
(Nr. 3243.) y. 31. 
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$. 31. 
Unſer Minifter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten wird mit, ber 
Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 7. Maͤrz 1850. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


